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Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das hier-
mit verkündet wird: 

(11»)  Gesetz 
zur Abänderung des Gesetzes 

über  den Aufbau der Städte und Dörfer des Landes Hessen 
- 

	 vorn 25. Oktober 1948 (GVB1. 48 S. 139) 
vont 15. Januar 1949 

§ 1 
 

In § 23 Abs. 1, 'Zoile 8 ist das Wort orae durch „von" zu 
ersetzen. 

§2 

Dieses Gesetz tritt am 5. Dezember 1948 in Kraft. 

gewahrt. 
Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung ,sind 

Wiesbaden, den 15. Januar 

Hessisches Staatsmirtis'teritim 

Der Ministerpräsident 	 Der Minister. des Innern 
S, tock• 	 Zinnkann 

Der  Landtá hat das folgende Gesetz beSchlossen, das  hier-
„ mit  verkündet V wird: 

• (12) Gesetz •  

über die Regelung der Ministerbezüge 
, vom 29. Januar 1949 

(nach der vorn Neuner-Ausschuf) am 19. Januar 1949 
beschlossenen Fassung) 

§1 

Amtsbezüge 

(1) Staatsminister im Sinne dieses Gesetzes sind der Mi-
nisterpräsident und die Minister des  Landes Hessen. 

Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen 
Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 1. März 1949 

(2) Die Staatsminister erhalten vorn Beginn des Kalender-
monats, in dem sie gewählt oder ernannt werden, bis zum 
Schluf3 des Kalendermonats, in dem das Amtsverhältnis 
endigt, folgende Amtsbezüge: 

a) ein Amtsgellalt, und zwar der Ministerpräsident von 
jährlich p 000 DM, die Minister von jährlich 22 000 DM; 

b) eine Wohnungsentschädidung von jährlich 2400 DM; 
c) eine. Dienstaufwandsentschädigung, und zwar der Mi-

nisterpräsident von jährlich 6000 DM und die Minister 
von jährlich 3000 DM; 

cl) bei Unmöglichkeit der Verlegung des eigenen Hails-
standes nach dem Sitz der Landesregierung für die Dauer 
seiner Fortführung an einem anderen Orte eine' Ent-. 
schädigung von jährlich 2400 DM. 

Die Amtsbeztigé werden monatlich m voraus gezahlt. 

(3) Für den gleichen Zeitraum werden Amtsbezüge nur ein-
mal gewährt. Sind die Bezüge nicht gleich hoch, •so  stehen 
dem Staatsminister die höheren Bezüge zu. 

(4) Hat ein Staatsminister für einen Zeitraum, für den ihrn 
Amtsbetilge zu zahlen sind, aus einer Verwendung im Lan-
des-, Gemeinde- oder sonstigen öffentlichen Dient  des Lan-
des Hessen Anspruch auf Diensteinkommen, Wartegeld oder 
soristige Bezüge, so ruht für die Dauer des Zusammentreffens 
der Anspruch .auf diese Bezüge bis zur Höhe des Betrages 
der Amtsbezüge. 

§2 

Entsehädigungen 
• 

(1) Den Staatsministern Werden für die infolge ihrer Wahl, 
Ernennung oder Entlassung erforderlich werdenden Umzüge, 
Entschädigungen in Höhe der nachgeWiesenen Unkosten ge-
währt. Das gleiche gilt fili' ihre Hinterbliebenen. 	' 

(2) Nach der Wahl oder Ernennung sowie nach dem Aus-
scheiden ist den Staatsministern eine Wohnung am Sitze 

"der Landesregierung nachzuweisen. Den Staatsministern 
kann von der Landesregierung eine Amtswohnung zuge-
wiesen werden; in diesem Falle erhalten sie keine Woh-
nungsentschädigung. Haben sie eine Amtswohnung bezogen, 
so sind sie nach Beendigung des Amtsverhältnisses berechtigt, 
sie nocki_ für die Dauer von drei Monaten unter denselben 
Bedingungen wie bisher zu benutzen, es sei denn, daf3 ihnen 
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gehalt hiernach höher als das  Übergangsgeld  nach  Abs. 3, 
so wird insoweit das Ruhegehalt gewährt. Der Rückgriff des 
LAndee liessen  fi  r die auf Grund dieses Gesetzes  übernom-
menen Leistungen gegenüber Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts, Ruhegehalts-, Witwen-
und Waisenversorgungskassen usw. bleibt nach nitherer Rege-
lung der Ansführungsbestimmung vorbehalten. 

(9) Über die Anrechnung der außerhalb eines Beamtenver-
hältnisset verbrachten Zeiten auf die ruhegelealtsfähige 
Dienstzeit entscheidet die Landesregierung. Ihre Besehlüsse 
sind unverzüglich dem Landtag vorzulegen und aul sein•Ver-
langeri zu ändern oder sufler Kraft zu wizen. 

(7) Die Hinterbliebenen eines im Amt verstorbenen Steeds-
- ministere erhelten Hinterbliebenenversorgung aus  de  a zoletzt 
bezogenen ruhegehaltsfähigen Dienstbezügen auch dann, 
wenn eler Steaterrunister zur Zeit seines  Todes  die Voraus-
aetzungen der Abs.ätze i und 2 nida erfüllt hat. 

(8) Die Hinterbliebenen eines ehemaligen Staatsministers, 
der zur Ze ltseee Todes ein 11 bergengsgeld  nach  MOE, 3 bp-

zogen hat, erhalten für den Rest des  Zeitraumes, während 

deeSSen der VersiarheUe Vbergangsgeld VT.o.gen'hätte, Hinter-
bliebenen-Vereergting '.atts dem theilaripplci  und,  wenn er • 
nach Ablauf des Dhergangsgeldes ein Ruhegehalt nach Albs, 5 -  
erhalten hätte, Hinterbliebenenversorgung aus diesem  Rabo-

geholt.  
• (9) Im übrigen gelten hinsichtlich der Versorgung der 

Staatsminister und ihrer Hinterbliebenen die versorgungs-
r:Watch-en p,estirrirKippgert für die  Beamten des Landes Hes-

sen mit der Maßgabe, daß als oberste  Dienstberde  die Lan-
desregierung gilt. Soweit dabei Entscheidungen nach Er-

messen zu treffen  siad,  sina die peschliisse unverzüglich dem 

Landtag vorzulegên und auf sein Verlangen zit ändern oder 

miller /Craft Zit .  sf  zen.  

Salon früher eine Wohnung nachgewiesen wird; die Staats-
minister sind berechtigt, den Nachweis einer .Wohnung an 

dem Orte, aus dem sie infolge ihrer W.ahl oder Ernennung  
an den Sitz der Landesregierung verzagen sind oder, wenn dies 
unter Berücksichtigung elier Umstände des Falles billig er-
scheint, an  eirem  anderen 'Orte des Landes zu verlangen. 
per Monat, in dem das •Amtsverhilltnit endist, wird hierbei 
nicht mitgerechnet. Satz 2 und 3 gelten entsprechend ftir 
die Hinterbliebenen; die für den amtlichen Gebrauch  be-i 
stimmten Räume milssen sofort freigestellt werden.. 

(3) Bpi emtlicher TAtigkeit aufierhalb figs Sites fier Lan-
desregierung erltalten  die Staateminister Tegegeld nnd 'Ober-
naphtungsgeld. Des Tagegeld beträgt bei Diepstreieefl über 
sechs Stunden 15 DM. Das  Übernachtungsgeld beträgt für 
jede auswärtige Dbernea,chtting 10 pm. Ail Ç  Stelle des 
tlbernachtungsgeldes tr. eten ei. Naelitreise,n. die erwach-
senen Auslagen für Bennteurig gines SChletwagens, 

(4) Außerdem  weren  1P  Staaterniraistern elie verauslagten 
Fahricosten einecbliefilich Melarkesten  r  bentetete zuschlags-
pflichtige Züge sowie gler Ansagen fur GebAckbeförderung, 
für Zu- und Abgang zu med von den Verkehrsmitteln und 
fui"  soa1ig notwenelige Nebenkosten erstattet. 

3  
Ruhegehalt, Ubergangsgeld 

(1) Ein,Staatsminister erhält vorn Ende des Monats ab, in 
dem er .eils eeinem Arrite ansscneidet, 1,ebenslAnglien Ruhe-
gehalt, evenn er im Zeitpunkt'dee Ausseheiclens clas 5,5. 1,e-
bensjehr vollendet wed entweeler das atut eines Staatsmini-
sters ohne Unterbrechung mindestens vier j,ehre bekleidet  -
oder insgesamt einschließlich der Arfitsze1t als Staatsminister 
mindestens zehn Jahre im öffentlichen Dienst gestanden haf. 
Eine nicht im öffentlichen Dienst verbrachtq Diensteeit kann 

lf Beschluß der Landesregierung ganz oder teilweise der-
jenigen gleichgestellt werden, die er im öffentlichen Dienst 
verbracht hat; der Beschluß ist unverzüglich dem Landtag 
vorzulegen und auf sein Verlangen zu Andern oder außer 
Kraft zu setzen. 

(2) Hat ein Staatsminister bei Ausübung seines  Amtes oder 
im Zusammenhang mit seiner Amtsführung ohne sein 

- grobes . Verschulden eine GesundheitsschAdigurig erlitten, 
die seine Arbeitsfähigkeit wesentlich und danernd beein-
trAchtigt, so  ęrhU  r  ebenslänglich nuheplitalt, augh wenn 
die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht vorliegen. 

, (3) Fin  ehemaliger Stetsminister, der die Vorausseteungen 
'der Absätze 1 und -2 nicht  erftilit erhAlt sipri Osm  Zeitpunkt  
ab, in dem seine Amtsbezüge .aufhören, tlbergangsgeld. Es 
wird für die gleiche Anzahl yen Monger: gezahlt, für die 
er Amtsbeeilge ats Stgaisminister erbalten bat, jedoch Mirt-
destens für sephs Mensie wid höchstens zwei Jahre. Pas 
Vbeegangsgeld belituft sieh 

1. für die erster: drei Monate eta den veilen Setrag; 
2. für die anschließende Zeit auf 50 v. H. der in § i Ab-

satz 2 unter a) und b) genannten Bezüge. 

(4) Bezieht ein ehemaliger Staatsminister für einen Zeit-
raum, für den ihm Übergangsgeld oder Ruhegehalt zusteht, 
aus einer  selbständigen oder riiehteelbständigen Tatigkeit, aus 
einem Gewerbebetrieb oder ahs Land- und Forstwirtschaft 
ein Einkommen, so errnAßigt sich 'Or a.iP Dexter dieses Zu-
somi-nentrefferis veep Beginn . des puf Oie Beendigung des 
Ministeramtes felgenden , vierten Kajenelerrnonats err das 
Übergangsgeld oder Ruhegehalt nin den Betrag dieses Ein-
kommens. Das gilt nicht, soweit der .Gesanübetrag des Ober-
g,angsgeldes oder des finhegebelles pngi 4é.y .  I er-, 
wähnien Binkanfle den Hhebeibetreg des Ruhegehalts eicht 
iibersteigt. Sofern das Firtoapropp gentAß Satz 1 aus 1,Ttr-
wend:mg oder frilherer Verwendung öffentlifiten pi*nst 
niem., gilt Absatz 9, 

(5) Ein ehemaliger Staatsminister, der die Voreussetzungen 
der Abs. 1 und 2 nicht erfüllt, aber bei seiner Ernennung zum  
Staatsminister Beamter war, erhält veg dem Zeitpunkt des 
Ablaufs des  Übergangsgeldes ab das Ruhegehalt, das er in 
seinem früheren Amt unter ,Hinzureehnung ,  der als Staats-
minister  verbrachten Amtszeit erdient hätte. Ist: das Ruhe- 

§ 4 
, . 

Für den Rechtsweg gelten die beamtenrechtlichen Bestim-
mungen entsprechend. 

§5 	, 
Ausführungsbestimmungen zu diesem Gesetz erläßt der 

Ministerpräsident gemeinsam mit den Ministern des Innern 
und dee Finanzeri; sie sind dem Landtag vorzulegen und auf 

sein Verlangen zu Andern oder aullet Kraft zu setzen. 

5 6  
Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 7.  Januar  1947 In 

Kraft :nit der Maßgabe, daß es hei den bisherigen Zahlungen 
an die Minister sein Bewenden behält und den bereits ans-
geschiedenen Ministern weitere Ansprüche nicht eustchcia. 

Die verfassungsrnAlligen Rechte der Lendesregierung *Ind
gewahrt. 

Wiesbaden, den 29. Januar 1949. 

Hessisates Staatsministerium 

Der Ministerpräsident 
Stock 

Der Minister der Finanzen 
k 

Dr.k fqiipert 

Der Landtag hat des teigende  Gesetz  beschlossen, das hier-
mit verkündet wird: 

41  zur Xnderung desG3e): e  te.(.ts5  igi2 die  Erliebung der 
Lohnsummenstetter durch die hessischen Gemeinden 

vom 29. Januar 1919 

Efleyiger Peragraph 

Das Geagte - Ober elle Erhebung Opr Lehneummensteuer 
duren die hessischen Geneeinden vom '13. Juli 1948 (Ges- 

lo 
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und Verordnungsblatt far das Land-  Hessen S. 89) wird wie 
folgi geändett: 

1. In § 3 werden die Worte ,4090` Prezent" ersetzt d,urch 
die  Worte „2000 Prezent"; 

2. die Geltungsdauer des Gesetzes Wird über den 31. Januar . 	_ 
1949 hinaus bis zum 31. Januar  1950 verlängert. 

fie verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung shad 
gewahrt. 

Wiesbaden, den 29. Januas 1949. 

jiessisches Staatsministerium 

Der Ministerpräsident 	 Der Minist er der Finanzen 
"Stock 	 Dr. Hilpert 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das hier-
mit verkündet wird: 

(i4) 

über die ErliebIlug yen Gebilliteli tar die VerWaltting 
kontrellierten VerMögerit; ttli1XOE'eSender Eigentilnice 

Volt' O'. fan-to:t Mb' 

1 

(1) Filr die Verwaltung von" Verni5gerf abWesender figen- 
d'as Sidi tinter der kontrolle Von heSsischeri Ver-

mögensketittelldienststellen befiridet mad Mehr als 591).-- ,  DM 
betragt, wird eifie` VerWaltungsgebtiliC.ziriv Sta_atskesSd" er-. 
hoben. Die aus dern verwalteten' Vermögen an den Tren-
händer few dessen Tätigkeit zu Zahlende Vergütung- bleibt 
hiervon unherührt. 

Schuldner` der VerWalitingsgebillif ist detVelniögeni-
tridgef. ret f1I das .Verinögeit ein Treithäridr hestellt, se' hat 
dieser die debilhf-  zrit Latten des VerWalteten_VerMöger\S zu 
entrichten. 

2 

(1) Die Verwaltungsgebühr ist eine ..Tabresgehöhr --Urid. wird 
nach dem Wert deS verwalteten Veriigent berechnet. 

(2) Die l'eriVtiltungSgebilfir` beträgt 'hej' élnein 'Vert 	- 
veri Aid.? are- 	5•001— b r\k` b`ls 	671111U1---,  blVf 80-1--fgr 
von mehr als 	5 000.— DM bis 	 61y0  
von mehr als 	50 000.--.DM his 	500 000.--,  DM 
von mehr als 	500 000.— DM bis 1 000 Ob.— IW 

',

von mehr als 1 000 000.— DM bis 10- 000-000.— DM" 
van- ritehe ats, 10 000400-= DM Ms o:o"0000. bM' 
von, rffehr. als' 50 000"000 ..-=- DM bis 100 600 000.— DM' 
von rfiehr ats fat 000 OO:— DM' bis .500 bM 
vonmehr als 500 000 000.— DIVf und höher 

• (3) Maggebend ist der dem letzten reclitskräftigen Verinii-
gentsteuerbescifeld zu Grunde lie.geride' Wert °der der Wizie 
EinheitavVert. SOWeit 	solcher Bescheid nicht` verliegt,, Oder 
infolge von Vertiriderungen Un Bestw-id oder in dr EeWirt-
schaftung des Vermögens nicht mehr zutrifft, ist der genieine. 
Wert im Zeitpunkt der Obernahme des Vermögeris' in die Ver"-- 
waltung und in der Folgezeit nach  dem Stand vom 1. Januar 
jeden Kalenderjahres maßgebend. Die allgemeinen Vorschrif-
ten des Reiclisbewertungsgesetes finder' AnWeridling 

§" 3 

Die VerWaltungsgebühr wird jeweils Air ein kalenderjahr 
durch das ztistitridige Aria' für Verintigetiskentrolle' und Wie--  
dergutrnachudg .  dUrch schriftliehen BeSehein festgeSetzt -Lind 
mit  je c Viertet des Jahresbetrages  fr ̀ jedes ffafender- 

• vierteljahr,. in' dem Vermogeri 	Werin audi- nur zeitWels"6"— 
.der Verwaltung unterlieft, im voraus erhäben Die T1-
betrüge sind- jeweils spiitestens  din dritten- Werktag an dat' 
Finanzamtentrichten, demon Bezirk" das Amt für 
Vermögenskontrolle und Wiedergutritachung seinen Sitz hat. 

§ 4 

Neben der Verwaltungsgebühr • ist eine einmalige Gebühr 
von 20.— bm für die Erteilung der Unbedenklichkeitsbeschei-
nigurig fÜI  die Freigahe gesPerrtef  Konten i zit zahlen. 

§5 

(f) Gegeri den"Fe.stsetzungShescheici (§ 	kann del' Schuld- 
ner °def, Wenn ein Treuhändetese1It ist, der Treuhlinder 
binnen vier Wochen nach Bekarintgabe des inif diner" Be-
lehrung über den  zulässigen Rechtsbehelf versehenen Fest-
setzungsbescheids bel dem Amt für Vermögenskontrelle und 
Wiedergutmachung Einspruch einlegen. Wird dem Einspruch 
nicht stattgegeben, ist binfien vier  «rochen nsch Bekanntgabe 
des Mit einer Belehrung  wiei den zulässigen Rechtsbefielf, 
versehenen Einspruchsbescheids die 'Beschwerde an dar Lan-
desaffit -für Vertnitenskontrolle und Wiedergutmachung zu-
lässig. Dessen Entscheldung kann im VerWarivngsstreitver-
fahren angefochten werden. 

(2) Einspruch und Beschwerde haben keine aufschiebende' 
Wirkung. 

• 
Das Landesamt für Vernidgefiskerffrofte und 

machung kann zur Vermeidung unbilliger Harten die 
buhren stunden oder ganz oder teilweise eilassen. :ź•utri 
Erlaß von Beträgen über bd beclari es der żustirn-
mun'g des MritisterS der Plnartzei'i. 

§7 "  

Der Minlsterpräsident erläßt die -túr—D'urehfittirting diesei 
Gesetzes erforderlichen Rechtsverordnungen. -Die erford&-; 
lichen Verwaltungsanordnungen erläßt das Landesamt far 
Vermögenskontrolle und Wiedergindiachung. 

§8  
(1) Das Gesetz tria- tilit der Verkündung in Krat. 

(2) Liegt bei Inkrafttreten des Gesetzes bereits ein form- -  
gerechter Antrag auf Freigabe ;  vor und wird diesem ent-
sprochen, so findet das Gesetz keine Anwendung. 

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind 
geWahrt. 

Wletboden, den 29: .Fanuar 10491 

Hessisches Staatsminfiterium 

Der "Ministerpräsident 	- ber Minister der Finanzen 
S t ci k' 
	

•  Ď .  r-ri 

(10 "Vierte Verordnung 
fiber  die Bildung  von Schöffengerichten und Schwtuterieliteir 

vom 21. Dezeiblier 1948 

Einzige Bestiiiiniufig 

§ 27 der Anordnung über die Bildung von Sehtifferigerichten 
und Schwurgerichten vom 17. Aril 1947-  — GVEl.  S. 49" — 
wird atifgehoben. 

Wiesbaden, den 21. Dezember 1948- 

Hessisches Sta'afSniiiiisteritim 

Der Minister.  der  Justiz 
Zinn 

50/a 
ifti/e0 
•86-tati . 
	

■ 

• 20/oo 
ro/o0 

0?.000/oo 
0,250/0 
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(16) Verordnung 

zur Änderung der Zweiten Vorläufigen:Durchführungs- 
bestmmungen zum Gesetz zur Xnderung des Beförderungs- 

steuergesetzes 
vom 11. Januar 1949 

Auf Grund des § 12 der Reichsabgabenordnung und des 
§ 1 des Gesetzes über den Er1a6 von Rechtsvorschriften vom 
11. März 1948 (GVB1. S. 47) wird bestimmt: 

§1  

§ 31 der Zweiten Vorläufigen Durchführungsbestimmungen 
zum Gesetz zur Änderung  des Beförderungssteuergesetzes 
vorn 2. Juli 1936 (Beförderungssteuer beim Personenverkehr 
mit Kraftfahrzeugen) vota 18. Dezember 1936 (RGBI. I S. 1131) 
ist in folgender Fassung anzuwenden: ' 

Steuerberechnung 

(l) Die Steuer beträgt im Ausflugwagenverkehr (§ 7) im 
Oberlandwagenverkehr (§ 8) und im Mietwagenverkehr (§ 9) 
mit Kraftomnibussen und Lastkraftwagen: 

12 voE. Hundert des reinen oder 10,714 vom Hundert des 
tarifiTaBigen Beförderungspreises. 

(2) Zum Beförderungspreis gehört such das Entgelt für 
die Beförderung von Reisegepäck. 

(3) Der berechnete Steuerbetrag ist auf voile 5 Deutsche 
Pfennig nach oben abzurunden. 

§2  

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1949 
in Kraft. 

Wiesbaden,,  den 11. Januar 1949. 

Hessisehes Staatsininisterium 

	

Der Ministerpräsident 	 Der Minister der. Finanzen 
Stock 	• 	 Dr. Hilpert 

(17) Verordnung 

fiber den Erlaß von Nacheichgebührenvorschriften 
vom 15. Januar 1949 

Auf Grund des .§ 1 Abs. (1) des Gesetzes über den Erlafi 
von Rechtsvorschriften vom II. März 1948 (GVB1. S. 47) wird 
hiermit folgendes verordnet: 

§1  

Die Befugnis, die au.5 Grund des § 42 Abs. (1) des Mall-
und Gewichtsgesetzes -vorn la. Dezember 1935 (RGB1. I S.1499) 
in der Fassung der Verordnung zur Änderung gewerberecht-
licher Vorschriften vom 9. Oktober 1941 (19.GBI. I S. 635) dem 
Reichswirtschaftsminister gemeinsam mit dem Reichsminister 
der Finanzen zustand, wird, soweit sie sich auf Gebühren-
vorschriften für die Nacheichungstätigkeit bezieht, auf den 
Minister für Wirtschaft und Verkehr mit der Maßgabe über-
tragen, daß er sie im Einvernehmen mit dem Minister der 
Finanzen ausübt. 

§ 

Die Verordnung tritt mit dem-  Tage der Verktindnng  in 
Kraft. 

Wiesbaden, den 15. Januar 1949. 

Hessisches Staatsministerium 

Der Ministerpräsident 
Stock 

Der Minister 	 Der Minister 
der Finanzen 	 für Wirtschaft und Verkehr 
Dr.Hilpert 	 Dr. Koch  

(18) Dritte  Durchführungsverordnung  
vom 20. Januar 1949 , 

zum Gesetz zur Beschaffung von Siedlungsland und zur 

Bodenreform (G.S.B.) vom 15.  Oktober 1946 

Auf Grund des Art. XIII des Gesetzes zur Beschaffung von 
Siedlungsland. und  zur Bodenreform (G.S.B.) vom 15. Okla-
ber 1946 (GYB1. S.. 218)._wird. im Benehmen mit dem Minister 
. der _Justi_z_ verordnet: 

§1 

Die Zweite Durchführungsverordnung vorn 17. Februar 1947 
zum G.S.B. (GVB1. S. 9) wird  wie  folgt gelindert und ergänzt: 

1. Die Absätze 3 und 4 des § 1 erhalten folgende Fassung: 

(3) Bei der oberen Siedlungsbehörde wird eine 
stelle errichtet. Sie ist -für die ihr in den Durchfüh-
rungsverordnungen zugewiesenen Entscheidungen zu-
ständig. Die Spruchstelle entscheidet in der Besetzung 
mit einem Vorsitzenden, einem beamteten und drei 
weiteren Beisitzern. Jeder von ihnen hat einen Stell-
vertreter. Der Vorsitzende und sein Stellvertreter sollen' 
zum Richteramt befähigt sein. Der Vorsitzende, das 
beamtetê Mitglied und ihre Stellvertreter Werden vorn 
Minister für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten 
für die Dauer ihres Hauptamtes bestellt. Die  drei wei-
teren Beisitzer und ihre Stellvertreter werden vom 
Landtag gewählt und vorn Minister für Landwirt-
schaft, Ernährung und - Forsten auf die Dauer von vier 
Jahren berufen. Einer von ihnen mull den  nach  Art. IV 
Abs. 1 des G.S.B. Abgabepflichtigen, einer den sonsti-
gen in  Art. IV  genannten Grundeigentümern  und einer 

. den in Art.  Ides Gesetzes aufgeführten Landbewerbern 
angehören; dies gilt auch für die Stellvertreter. 

(4) Die Spruchstelle fällt ihre Entscheidungen mit Stirn-
menmehrheit. Soweit für ihr Verfahren besondere Vor- 

, schriften nicht bestehen, finden die Bestimmungen des 
Gesetzes über . die Verwaltungsgerichtsbarkeit vom 
31. Oktober 1946 (GVB1. S, 194) entsprechend Anwen-
dung. Der Geschäftsgang der Spruchstelle wird duren 
eine von ihr zu beschließende Geschäftsordnung ge-
iegelt. Diese bedarf der 'Geneinigung des Ministers 
für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten. 

2. § 4 Abs. l Satz 3 erhält folgende Fassung: 
Die Siedlungsträger unterstehen der Aufsicht des Mi-
nisters für Landwirtschaft, Ernährung und ForSten als 

-oberer Stedlungsbehörde, soweit nicht eine andere Stelle 
hierfür zuständig ist. 

3.1 5 erhält folgende Zusätze: » 

-zu Absatz 2 als Satz 3: 
Die  Enteignung kann von der zuständigen Siedlungs- 
behörde auch von Amts wegen zugunsten eines gemein- 
nützigen. Siedlungsunternehmens durchgeführt werden. 

(3) Sofern für Gartenland die 1.1bertragung zu Eigentum 
nicht erforderlich ist, kann an Stelle der Enteignung 
von der zuständigen Siedlungsbehörde durch Beschluß 
Zwangspacht zugunsten der Gemeinde oder eines ge-
meinnützigen Siedlungsunternehmens angeordnet wer-
den._ . 

4. Folgender § 5a wird neu eingefügt: 

ba 
Den Zwecken nach Art. I G.S.B. dient auch die Heran-
ziehung von Land 

1. zu Gemeinschaftsanlagen für den Siedlungszweck, wie 
Wege, öffentli`che Gebäude, Genossenschaftshäuser u. a. 

2. zur Errichtung oder Erweiterung von Arbeitsstätten 
zwecks Schaffung neuer oder zusätzlicher ErwerbSmitg-
lichkeiten, falls slabei auch Angehörige der in Art. I 
Ziffer 1 des G.S.B. genannten Personengruppen Be-
schäftigung finden, 	 • 

3. zu Baumaf3nahmen, die der Wohnraumbeschaffung für 
die im Art. I Ziffer 1 bis 3 des G.S.B. genannten Per-
sonengruppen zugtite kommen. 
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5. Folgender 	a wird neu eingefügt: 
§ 8a 

§ 29 
. (1) Für die abweisende Entscheidung der Spruchstelle 

kann ein Kostenpauschsatz erhoben werden, der unter 
Berücksichtigung der entstandenen baren Auslagen zu 
berechnen ist. 

(2) Ist die Entscheidung nur zum Teil ablreisend, so kann 
ein entsprechender Teil der baren Auslagen berechnet 
werden. 

(3) Werden Beschwerden gegen Besehltisse der unteren 
Siedlungsbehörde zurückgenommen, so können den Be-

,' schwerdeführern die entstehenden baren Auslagen 
auferlegt werden. 

(4) Auslagen der Beteiligten, insbesöndere für Vertreter 
- und Sachverständige sind nur zu erstatten; wenn die 
Spruchstelle die Erstattungsfähigkeit anordnet. 

§ 
• Die Verordnung tritt Mit Wirkung vom 19. März. 1947 M 
Kraft.. 

. Wiesbaden, den 20. Januar 1949. 

Hessisches 'Staatsministerium 

Der Minister für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten 
Lorberg 
	 • 

Bel der,t,  Berechnung des Landabgabesolls ist — 
schadet/des Art. VI G.S.B. — bei jedem abgabepflichtigen 
Grundeigentümer  von seiner landwirtschaftlichen Ge-
samtfläche auszugehen. 

6. § 9 erhält folgenden Zusatz als Satz 2: 
Abweichungen von der durchschnittlichen Bonität nach 
oben erhöhen, Abweichungen nach unten vermindern die 
Landabgabe. 

7. In § 113 werden die beiden letzten Satze gestrichen. ' 
8. § 16 Abs. 4, und 5 erhalten folgende Fassung: 

(4) Auf Antrag des  Siedlungsunternehmens oder im Falle 
des .§ 5 Absatz 2 Satz 3 atic. h Von Amts wegen kann im 
Enteignungsbeschluß oder in besonderem Beschluß die 
vorläufige Efnweisung in den Besitz der von der Ent-
eignung betroffenen Grundstücke und Hechte an diesen 
Grundstücken angeordnet werden. Die Einweisung 
kann von der Leistung einer Sicherheit oder von sonsti-
gen Bedingungen abhängig gemacht  werden. 

. (5) Wird der Enteignungsbeschlul3 nachtiäglich OE aufge-
hoben,  so hat das gemeinnützige Siedlungstinternehmen 
dem Besitzer des Grundstücks. den durch die vorläufige 
Besitzeinweisung entstandenen Schaden zu ersetzen, 
dessen Höhe von der unteren Siedlungsbehörde durch 
Beschluß festgesetzt wird, 

9. Nach § 23 wird folgender § 23a eingefügt: .  §23a 	 • 
(1) Wird Zwangspacht gerntif3 § 5 Absatz 3 angeordnet und 

besteht: an dem Grundeigentum ein Pachtverhältnis 
oder eint sonstige Nutzungsberechtigung, so ist der 
Beschluß gegen den Grundeigentümer und den Pächter 
oder sonst Berechtigten zu erlassen. Mit der Rechts-
kraft des Beschhisses endet das Pachtverhältnis oder 
die Nutzungsberechtigung. 

(2) Im Zwangspachtbeschluß oder in besonderem Beschluß 
kann die vorläufige Einweisung in den Besitz ange-
ordnet Werden. § 18 Absatz 2 gilt entsprechend. Wird 
der Zwangspachtbeschluß nachträglich aufgehoben, so 
hat der in den Besitz Eingewiesen ę  den durch die vor-. 
läufige Besitzeinweisung entstandenen Schaden zu  ar-
setzen.  Die Höhe des Schadens Wird von der unteren 
Siedlungsbehörde auf Antrag durch Beschl (uß festge-
setzt. 

10. § 25 Absatz 2 erhalt folgenden Zusatz: 
Im Falle 'des § 24 Absatz 2 ist das Ersuchen auch dann 
,zulässig, wenn die Eintragung des neuen - Eigentürners in 
dui Grundbuch für die Durchführung des Siedlungsver-
fahrens erforderlich ist. 

11. Nach § 25 wird folgender § 25a eingefügt: 
§ 2$a 	•, 	 • 
Im Falle freiwilliger Abgabe sind die Gläubiger der 
privatrechtlichen Lasten verpflichtet, in die  Löschung 
oder Aufhebung zu willigen, soweit das Bestehenbleiben 
dieser Rechte nicht vereinbart ist. Die §§ 21-23 und 25 
gelten bei freiwilliger Landabgabe entsprechend." 

12. § 26 erhält folgenden Zusatz: 
(3),Vber eine Entschädigung 'nach Absatz 1 und 2 hinaus 

kann 'dem Pächter auf Antrag eine angemessene Ver .- 
gütung !tir die vorzeitige ,Aufliisung des Pachtverhält-
nisses gewährt werden, die von dem Siedlungsunter-

' nehmen zu leisten ist. 'Ober ihre Höhe entscheidet die 
untere Siedlungsbehörde auf Antrag durch Beschlufi, 

13. Neu eingefügt werden die, folgenden' §§ 28 und 29: 
§28  
(1) Im Verwaltungswege können nach den hierfür gelten-

den*Vorschriften vollstreckt werden: 
" a) Anordnungen auk Grund des G.S.B. und Beschlüsse 

der Siedlungsbehörden und der Spruchstelle, 
b) in eine Verhandlungsniederschrift der  Siedlungs- 

behörden aufgenommene Verpflichtungserklärungen 
Und Vereinbarungen. ,  - 

(2) Vollstreckungsbehörde ist die untere Siedlungsbehörde 

(19)  Vierte Durchführungsverordnung  
vom 20. Januar 1949 

zum Gesetz zur Beschaffung von  Siedlungsland  und zur - 
Bodenreform (G.S.B.) vom 15. Oktober 1946. 

Auf Grund des Art. XIII des Gesetzes zur Beschaffung von 
Siedlungsland und zur Bodenreform_(G.S.B.) vom 15. Oktober 
1946 (GVBI. S. 218) wird im Benehmen mit dem Minister der 

' ,rustiz verordnet: 

§1  ' 
(1) Die Entscheidung .geritä13 Art. VI Abs. 1 des G.S.B., ob 

und inwieweit  ein  Grundbesitz von der Regelung des Art. IV 
des G.S.B.  auszunehmen  ist, trifft ein Ausschuß, der aus 
einem vom Minister für Landwirtschaft, Ernährung und 
Forsten aus seiner Verwaltung zu bestellenden Varsitzenden 
Mid aus je zwei von ihm zu berufenden Vertretern der Land-
abgeber und der  Landnehmer besteht. Die Mitglieder des 
Ausschusses werden auf ,die Dauer von drei Jahren berufen. 

(2) Der Ausschuß entscheidet mit Stimmenmehrheit. 

§ 2 
(1) loie  Entscheidung, landWirtschaftliclfés Grundeigentum 

der im Art. VI Abs. 1 des G.S.B. bezeichneten Art von der 
Regelung des Art. IV des G.S.B. auszunehmen, setzt voraus: 

1. daf3 es Zwecken dient, die im öffentlichen Interesse liegen, 
2. daß der Betrieb, zu den-i es gehört, sein Ablieferungssoll 

erfüllt,  
3. daß bei Spezialbetrieben der Tierzucht die amtliche An-, 

erkennufig oder die amtlich überwachte Vorbereitung für 
die Anerkennung erfolgt ist und nachweisbar besondere 
Leistungen für die Landestierzucht irrorliegen, 

.4. daß bei Betrieben mit SaatgutVermehrung 30 Prozent der 
Ackerfläche zum Anbau von Vermehrungszuchten' der im 
Sortenregister, eingetragenen Sorten vprwandt werden 
und daß die Saatgutvermehrung bei dem Inkrafttreten 
des G.S.B. betrieben worden ist. 

(2) Died  Entscheidung nach' Abs. 1 hat den Umfang der Frei-
stellung von der Landabgabe zu bestimmen. 

§3  
Wird ein landwirtschaftlicher Betrieb. nach Art. VI Abs., 2 

des G.S.B.' in seiner, Gesamtheit an einen neuen Eigentümer 
tibereignet, so findet insoweit Art. VI Abs. 1 keine Anwen-
dung. • 
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§4  §2  

(1) Auf Grund einer Ausnahmeregelung nach § 2 wird die 	Diese Verordnung tritt am  I.  Januar 1949 in Kraft. 
Lariciabgabe entsprectiend dem Tfmfang der Freistellung so- * 

	

lange ausgesetzt, wie der Betrieh dia Veraussetzungen nach 	Wiesbaden, den 24. Januar 1949. 
§ 2 Abs. 1 erfüllt. Die Aussetzung bewirkt, daß der Abgabe-
pflichtige nur-mit Genehmigung des Hessisthen Ministers für 
Landwirtschaft, Emährting und Forsten fiber die Grtmdstileke, 
auf die sich die Aussetzung betieht, verfügen kann und daß 
der jeweilige Eigentilmer die Heranziehung für die Zwecke 
des G.S.B. zu dulden hat, sobald die Voraussetzungen Mr die 
Aussetzung wegfallen. 

(2) trber den Wegfall dieser Voraussetzungen entscheidet 
auf Antrag der unteren Siedlungsbehörde der nach §-  ľ  Abs. 1 
eingesetzte AUSSeiltla. 

§- 5 
(1) Die mitere Siedlungsbehörde hat nach Anhörung des 

Landabgabepflichtigen und des Siedlungsunternehmens die 
Flächen örtlich festzulegen, deren Abgabe nath § 4 ausge-
setzt ist. 

(2) Stimmt 'der Landabgabepflichtige der örtlichen Fest-
legung nicht . zu, dann stellt die untere Siedlungsbehörde durch 
einen mit Gründen Versehenen Beschluß das Grundeigentum 
fest, dessen Abgabe auSgesetzt ist. In delia Beschluß ist die 
Bezeichnung dieses Grundeigentums nach Grundbuch und 
Liegenschaftskataster aritugeben. 

(3) Auf Ersuchen der unteren Siedlurigsbehörde hat das 
Grundbuchamt im Grundbuch Abteilung II bei den im .Be- 
schluß genannten Grundstücken 'folgendes .einzutragen: 

Die Landabgabe &MO Art. IV des Gesetzes zur  Be-
schaffung 

von Siedlungsland und zur ,Bodenreform 
(G.S.B.) vom I5. Oktober 194 ist ausgesetzt: Verfügungen 
über das Grundstück sind nur mit Genehmigung des 
Hessischen Ministerr, für t aridWirteeliaft, Ernährung und 
Forsten ulässig. Der jeweilige Eigentiimer hat die Iterart-
ziehung für die Zwecke des G.S.B. zu dulden, sobald die 
Voraussetzungen der Aussetzung wegfallen. 

tge
§  

Iterordnurig tritt mit Hirer  Verltüiidng  in Kreft. 

Wiesbaden, den 20. Januar .1 1T49. 

Hossiselles: Stertsininisterhen. 

Der Minister  fl10 Lándwirtschaft, Ernährung u-rid Forsten 
L  or  b er g 

riessisches Staatsministerium 

Der Ministerpräsident 
	Dor Minister der Finanzen 

Stock 
	

Dr.Hilpert 

(21) AekatintinachUng 

Auf 'Anordnung der Militiirregiernng far Hessen wird fol-
gendes veröffentlicht: 

t e t r. Einfútirung eines Straferlasses für „Gute Führung" 
tilt Gefangene, die von Milititeregierungsgerichten verurteilt 
pind, 
.1. Vor kurzem ist in Hessen ein verbesserteg Gnadelverfahren. 

- eingeführt worden, dns. auf die Rehabilitierting Von Gefan-
genen Nachdruck legt, die yen amerikanischen POEfilitarregie-
rungsgeriehten verurteilt ,xorden sind. Diese Rehabilitie-
rung erfolgt dadurch, daß- der Cefangene aus der Anstalt - 
entlassen werd oder dag ihm gestattet wird, einen sei- 

. ner strafe unter Aufsicht itt der  Gemeinschaft ZU ver-
büßen. Zur Förderung der allgemeinen Polnik, die die  Ein-
fi hrung dieses OnadenverfahretIS Veranlafit - hat, It be-
stimmt werden, dali  Gefangene, deren Führung während 
ihrer Inhaftierung befriedigend geweSen  ist,. durch-  Verktir- 

't mig ihrer Strafzeit belehnt Warden, Demgemäß Wird  tier-
. durchengeordnet, daß mit Wirkung .  ab 1. Febrile,  1949 allen 
von Militärregierungsgerichten verurteilten Gefangenen, 
die sich z`tir Zeit im Gefängois befinden cider später von 
reichen Gerichten verurteilt werden, euf Grund zufrieden-
stellender Führung im Gefängnis nach dem. folgendert Plan 
und den folgenden Bestimmungen eine Verkilrzung der 
ilktzeit gewährt wird: 

Länge. der Straf'¯eit:- 	Anzahl der für Seden Stref- 
. merest abzuZiehenden Tage: 

4 Morrate bis fl Melee einschl. 	5  Tage je Monet 
1 -retr und 1 Tag bie 6-Sallee einsehl. 	Tage je Kenai 
5 Satire  und  f Tag bis 10 Sabre dinschl.  I  Tage je lVfonat 
tier üf  Jahre 	 S  magd  j  gonat 

. Dieser Plan ist auf die gesamte Haftzeit aller vert MI11- 
tärregierungsgerichten. verurteilten Gefangenen arizuwen-
den, selbst wenn. die  Inhaftierung vor dem Inkrafttreten 
dieser Direktive begann.. 

2. Die in Zifer  1 dm  dargelegte Haftverktirzung wird 

„Good Time Allowance" (Straferlaß für gute Führung) ge-
nannt. Es handelt  sieh nicht uni eine Begriadigung, sondern 

um eine Art bedingter Aussetzung des unverbüßteri 
der Strafe. Ein Verstoß gegen ein Gesetz oder gogen irgend-
eine andere -  EntlaSsungsbedingling durch eilten auf Grund 
der Bestimmungen dieser Direktive -  freigelassenen Cetan-
genen zu-  irgendeinent Zeitptmkt, während ,  cfes flach rrieht 
abgelaufenen Teiles der vollen Strafzeit„ zieht die Wlecter-: 
inhaftierung des freigelassenen Gefangenen nach sich, der 
dann den ganzen unverbilf3tert Teil seiner Strafe ver-
büßen nlL .ru 

Die Ppeilassungsladingurigen  sind ähnlich. denen für 
Parole-FreiTassung (Freilassung mit Bewährungsfrist) fast-
gesetzten. 

3. Die, Anreelinung befriedigender Führung erfolgt autem- 
- tiSch und ist ale etn Recht jedes Gefangenen anzusehen. Es 

kann darauf nicht verzichtet werden, und sie kann nur - 
nach den Bestimmungen der nachstehenden Ziffern 4 und 5 
verwirkt werden. 

4. Wenn nach Ansicht eines Gefiingnisdirektors in HeSsen e ln  
Gefangener wührend der Strafverbüßung. eine strafbare 
Handlung oder strafbare Handlungen begangen hat, die  
schwerwiegend genug sind, um die ganze oder teilweise 
Verwirkung seines „Good Time Allowance" (Straferlaß  für 
gute  Führung) zu rechtfertigen, sind Einzelheiten des Falles 
oder der Fälle mit Stellungnahme von dem Direktor des 
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(20) Verordnung 
fiber die Aufhebung der Verordnung zur Anderung der 

_Gebithrenorclining far das 	Verliranchsteuer- 
mul Branntweinmenoperverfahren 

vom 	Januar 199 
- 

Auf Grund der %. 12 und 227 der Reichsabgabenordnung 
vom 13. Dezember 1919 (11GB1. I S. 1993) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22.- Mal 1931 (HGBI. I S. 161) und des 
§ 21 Ziff. a des Steueranpassungsgesetzes vorn  f8  Oktober 
1934 (RGI31. I S. 925), des § 178,  des Gesetzes über das Brannt-
weinmonopolverfahren vom 8. April 1922 (AGBL I S. 405). in 
Verbindung, mit § 1 des Gesetzes über den Biqa von  Rechts-
vorschriften vom 11. Mirz 1948 ( „V81. S. 47) wird verordnet: 

§„ 
(1) Die Verordnung zur Anderung .  der Gebührenordnung 

für  das Zoil-, Verbrauchsteuer- und Branntweinmenopolver-
fahren vorn 27. November 1942 (IIMin)31. g. 10(t A2B1. S. 271) 
wird aufgehoben.' 

(2) Die Gebührenordnung für das Zoll-, Verbrauchsteuer- 
( und Bratintweinmonopolverfahren vom 9. Juni 1939 (RMinBl. 

S. 1268.) gilt wieder in der Fassung der Vercirdntmg zttr 
Änderung der Gebührenordnung vent M. Oktober-  1939 (112131. 
s. n2). 
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' betreffenden Gefängnisses schriftlich über den Leiter des 
Gefängniswesens •  des Landes an den Prison Officer  (Ge-
fängnisoffizier), Legai Division (Rechtsabteilung) des 'Amtes 
der Militärregierung für Hessen, zu senden. - 

5. Ohne schr'iftliche Genehmigung solcher Verwirkung durch 
den Military Government Prrion Officer, Legal Division, 
ougH, soll kein Gefangener Straferlaß für gute ,Führung 
verwirken. , 	, 

6. Der leitende Verwaltungsbeamte jedes Gefängnisses ist für 
die Anwendung dieser Direktive auf Gefangene in seiner 
Anstalt verantwortlich. Zu diesem Zwecke wird hiermit 
jeder Direktoroder stellvertretende Direktor eines Seib-
ständigen Gefän.  gnisses in Hessen ermächtigt auf Grund 
der vorstehenden Bestimmungen Verfügungen von  Straf-
snail  für gute Führung zu unterzeichnen. Die Form für 
solche Verfügung wird von dem Parole Board (Gnaden-
behörde) der Militärregierung fur Hessen ausgearbeitet wer-
den, aber die Vordrucke selbst müssen von der heisischen 
Regierung beschafft werden. Ergänzende Weisungen zu die-
der Direktive werden .Seitens des Parole Board  (Gnaden-
behörde) der Militärregierung für Hessen ergehen, und 

Auslegungsfragen sind an diese Behörde zur Entscheidung 
zu richten. 

7. Das Parole Board (Gnadenbehörde) der Militärregierung 
stellt den Befehl für Festnahme und Wiederinhaftierung 
von Gefangenen aus, welche gegen die Bedingungen ver-
stollen, unter denen die Freilassung gewährt worden war. 
Berichte über Verstöße gegen die Freilassungsbedingungen 
sind nach dem für das Parolesystem eingeführten Verfah-. 
ren und über den von dem Parole Board (Gnadenbehörde) 

. der Militärregierting benutzten Verwaltungsapriarat zu 
erstatten. 

8. Von Militärregierungsgerichten verurteilte Gefangene kön-
nen zu früheren als den oben angegebenen Terminen durch 
Freilassungsverfügungen der Militärregierung auf Grund 
von Parole (Bewährungsfrist), Strafumwandlung oder Be 
gnadigung entlassen werden. • 

Wiesbaden, den 3. Februar 1949 

Der Hessische Ministerpräsiclen 

.. Sock  
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